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Ernteausfälle und Hungersnöte aufgrund von Klimawandel 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Hungersnöte gehören zu den venneidbaren Krisen der Menschheit. Die welt- 
weite Nahrungsmittelproduktion genügt rechnerisch auch heute, um alle Men- 
schen mit ausreichend Nahrungsmitteln zu versorgen. Ursachen für akute Hun- 
gersnöte werden - neben Kriegen - in Preisexplosionen durch Nahrungsmit- 
telspekulationen ebenso vermutet wie in Emteausfällen aufgrund klimatischer 
Schwankungen. Welche Faktoren hierbei eine übergeordnete Rolle spielen und 
inwieweit der Klimawandel für regionale Hungersnöte ursächlich ist, wird in 
der Fachwelt unterschiedlich bewertet. 

Gleichwohl ist die Landwirtschaft erheblich vom Wetter abhängig und insofern 
durch klimatische Schwankungen besonders betroffen. Es ist daher naheliegend, 
dass der Klimawandel einen erheblichen Einfluss auf die Produktivität be- 
stimmter Nahrungsmittel in bestimmten Regionen der Erde hat. Das Emäh- 
rungsprogramm der Vereinten Nationen „UN World Food Programme“ (WFP) 
geht daher davon aus, dass im Zusammenhang mit dem Klimawandel bis zum 
Jahr 2050 die Zahl der hungernden Kinder weltweit um 24 Millionen steigen 
könnte. 


1. Wann und aus welchen Gründen rief nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Emährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) in den vergangenen 50 Jahren die UN-Mitgliedstaaten um zusätzliche 
Hilfen an, um Hungersnöten zu begegnen (bitte mit Jahr, Umfang der Hilfe 
und Ursachen für Hilfsbedürftigkeit angeben)? 

Um drohenden Hungersnöten zu begegnen, bittet die Food and Agriculture Orga- 
nization of the United Nations (FAO) die UN-Mitgliedstaaten anlassbezogen um 
zusätzliche finanzielle Hilfen. Die Gründe für Hungersnöte sind sehr vielfältig 
und reichen von witterungs- und klimabedingten Katastrophen, wie z. B. Stürme, 
Dürren und Hochwasser, bis hin zu Kriegen und Fluchtbewegungen. 

Diese Aufrufe erfolgen zumeist nicht durch offizielle Schreiben der FAO an die 
UN-Mitgliedstaaten, sondern in der Regel ausschließlich durch entsprechende 
Aufrufe auf der FAO-Intemetseite (www.fao.org/emergencies/appeals/en/). 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung vom 27. Juli 2016 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Der Bundesregierung liegen für die letzten 50 Jahre keine ausreichenden Infor- 
mationen vor, aus denen rekonstruiert werden kann, wann die FAO die Mitglied- 
staaten aus welchen Gründen um zusätzliche Hilfe angerufen hat. 


2. Wann und aus welchen Gründen leistete die Bundesrepublik Deutschland 
nach Kenntnis der Bundesregierung bilaterale Hilfen außerhalb der UN-Or- 
ganisation, um Hungersnöten zu begegnen? 

Die fehlende Informationsgrundlage (siehe Antwort zu Frage 1) sowie der um- 
fassende zeitliche Rahmen von 50 Jahren ermöglichen der Bundesregierung keine 
detaillierte Beantwortung. Hierzu regt die Bundesregierung bei Bedarf eine Be- 
fassung des wissenschaftlichen Dienstes an. 

Zwischen den Jahren 2013 und 2015 hat die FAO 30 Länder mit andauernden 
Krisen als emährungsunsicher eingestuft. In 26 Ländern hat die Bundesregierung 
in diesem Zeitraum kurz- und mittelfristige Unterstützung gegen die Hungerkri- 
sen geleistet (siehe Aufstellung Anlage). 

Ernährungshilfe ist integraler Bestandteil der deutschen humanitären Hilfe. Ziel 
ist es, in humanitären Kontexten kurz- bis mittelfristig zur Nahrungs- und Ernäh- 
rungssicherung beizutragen, das heißt Nahrung zu sichern, Unter- und Mangeler- 
nährung zu verhindern und zu bekämpfen, besonders verwundbaren und akut er- 
nährungsunsicheren Menschen beizustehen. 

Gezielte Maßnahmen zur Vermeidung künftiger Hungerkrisen sind ein Schwer- 
punkt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit verstärkt seit dem Jahr 2014 
durch die Sonderinitiative „EINEWELT ohne Hunger“. Mit mittel- und langfris- 
tigen, strukturbildenden Maßnahmen setzt sich die Bundesregierung dafür ein, 
die Widerstandsfähigkeit („Resilienz“) von Menschen und Gesellschaften zu stär- 
ken, um sie in die Lage zu versetzen, künftige Emährungskrisen aus eigener Kraft 
zu überstehen. 


3. Bei welchen Aufrufen der FAO der vergangenen 50 Jahre beteiligte sich die 
Bundesrepublik Deutschland darüber hinaus mit welchen Hilfen (bitte Art 
und Höhe der Hilfen je Vorgang angeben?) 

Auf die Antwort zu Frage 2 und die tabellarische Anlage wird verwiesen. 


4. Wurden die in Frage 3 in Bezug genommenen Hilfen ganz oder teilweise aus 
den geplanten Mitteln für Entwicklungszusammenarbeit bezahlt? 

Die in der Anlage aufgeführten Mittel wurden aus der humanitären Hilfe des Aus- 
wärtigen Amtes (AA), der Übergangshilfe und der bilateralen Zusammenarbeit 
sowie den Sonderinitiativen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (BMZ) zusätzlich bereitgestellt. 


5. Wie hoch war der jährliche Anteil der Entwicklungsgelder, der in akute So- 
fortprogramme floss im Vergleich zu dem Anteil, der in langfristige Projekte 
ging? 

Der prozentuale Anteil von Mitteln für Maßnahmen der Humanitären Hilfe, wel- 
che in Sofortprogramme fließt, an der gesamten bilateralen ODA, welche lang- 
fristige Projekt finanziert, hat sich seit dem Jahr 2012 erhöht. In den letzten drei 
Jahren ist der Anteil von 4,6 Prozent im Jahr 2012, auf 6,1 Prozent im Jahr 2013 
und auf 7,5 Prozent im Jahr 2014 gestiegen. Die ODA-Statistiken für das Jahr 
2015 werden erst Ende des Jahres 2016 vorliegen. 
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6. Welcher Anteil der geplanten Mittel für Entwicklungszusaimnenarbeit wird 
für Maßnahmen aufgebracht, um dem Klimawandel zu begegnen, und wie 
entwickelte sich dieser Anteil in der Vergangenheit? 

Im Jahr 2014 betrug die deutsche Klimafmanzierung aus Haushaltsmitteln rund 
2,34 Mrd. Euro (davon 1,994 Mrd. Euro aus dem Haushalt des BMZ). Bei einem 
Gesamtetat des BMZ im Jahr 2014 in Höhe von 6,44 Mrd. Euro ergibt sich ein 
Anteil von 30,9 Prozent. 

Zusätzlich haben im Jahr 2014 DEG und KfW weitere 2,8 Mrd. Euro an Markt- 
mitteln bereitgestellt, so dass sich der deutsche öffentliche Beitrag zur Klimafi- 
nanzierung im Jahr 2014 insgesamt auf 5,14 Mrd. Euro summiert. Die Bundesre- 
gierung konnte von 2005 bis 2014 ihre Klimafmanzierung aus Haushaltsmitteln 
fast verfünffachen, von 470 Mio. Euro im Jahr 2005 auf rund 2,34 Mrd. Euro im 
Jahr 2014. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass bei einer Verwendung von 
Mitteln für langfristige Entwicklungszusammenarbeit für Soforthilfen das 
eigentliche Ziel einer langfristig positiv wirkenden Wirtschaftsentwicklung 
durch Entwicklungshilfe verlorengeht (bitte begründen)? 

Soforthilfen werden durch die humanitäre Hilfe des AA finanziert. Die Über- 
gangshilfe des BMZ schließt an die Soforthilfe an und finanziert schnell wirk- 
same und strukturbildende Maßnahmen, die die Voraussetzungen für nachhaltige 
Entwicklung schaffen. Die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit, inkl. der 
Technischen und Finanziellen Zusammenarbeit, trägt mittel- und langfristig zu 
einer nachhaltigen Entwicklung bei. All diese Instrumente greifen ineinander und 
können - je nach Situation und Bedarfslage - zeitlich versetzt oder parallel ein- 
gesetzt werden. AA und BMZ stehen dafür eigene Haushaltstitel zur Verfügung. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass Mittel für Soforthilfen nicht 
aus Fonds für langfristige Entwicklungszusammenarbeit entnommen, son- 
dern zusätzlich aufgebracht werden sollten (bitte begründen)? 

Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen. 


9. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Ernteausfälle aufgrund kli- 
matischer Schwankungen in der Bundesrepublik Deutschland, den heutigen 
EU-Mitgliedstaaten und weltweit? 

Offizielle Statistiken über unmittelbare Zusammenhänge zwischen klimatischen 
Veränderungen und Ernteerträgen existieren nicht. Gleichwohl lassen sich im 
Rahmen der Ernteberichterstattung Einflüsse des Witterungs Verlaufs während der 
Vegetationsperiode beobachten, jedoch nicht näher quantifizieren. Die Auswir- 
kungen von Witterungsanomalien (z. B. anhaltende Hitze, Dürre, Überflutungen, 
Starkregen, Kahlfröste) sind unterschiedlicher Natur je nach Kulturart und häufig 
auch regional begrenzt. Die Folgen reichen von Totalausfällen bis zu Mengen- 
und/oder Qualitätseinbußen z. B. durch höheren Krankheits- oder Schädlings- 
druck. Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland haben Ertragseinbußen in- 
folge von Witterungseinflüssen nicht mehr zu einer Gefährdung der Versorgungs- 
sicherheit der Bevölkerung geführt. 

In Bezug auf die sonstigen EU-Staaten sowie in globaler Hinsicht sind der Bun- 
desregierung keine entsprechenden Auswertungen für die Vergangenheit be- 
kannt. Die Bedeutung des Klimawandels für die Ernährungssicherung findet je- 
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doch zunehmend auch im internationalen Kontext Berücksichtigung. Die regel- 
mäßigen Markteinschätzungen der G20-Initiative AMIS (Agricultural Market In- 
fonnation System) berücksichtigen in starkem Maße die Witterungseinflüsse in 
den wichtigen Erzeugungsregionen der Welt. In den letzten anderthalb Jahren 
spielte dabei der Einfluss des außergewöhnlich starken El Nino Phänomens eine 
große Rolle. 


10. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Höhe von Entschädi- 
gungszahlungen bei Emteausfällen aufgrund klimatischer Schwankungen in 
der Bundesrepublik Deutschland und den heutigen EU-Mitgliedstaaten in 
den vergangenen 25 Jahren (bitte nach Jahren und Mitgliedstaaten auflis- 
ten)? 

Auf die Antwort zu Frage 9 wird verwiesen. 

Zu der Höhe von Entschädigungszahlungen bei Emteausfällen aufgrund klimati- 
scher Schwankungen in der Bundesrepublik Deutschland und den heutigen 
EU-Staaten in den vergangenen 25 Jahren liegen der Bundesregierung keine Da- 
ten vor. 

Aus dem EU-Haushalt werden keine direkten Entschädigungszahlungen für 
Ernteausfälle aufgrund klimatischer Schwankungen geleistet. Im Rahmen der 
2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) können allerdings Maßnahmen 
zum Risiko management gefördert werden, mit denen sich Landwirte gegen wirt- 
schaftliche Einbußen infolge widriger Witterungsverhältnisse absichern können 
(Finanzbeiträge zu Prämien für Ernte-, Tier- und Pflanzenversicherungen, Fi- 
nanzbeiträge zu Fonds auf Gegenseitigkeit, zusätzliches Einkommensstabilisie- 
rungsinstrument). Die Schwerpunktsetzung und Umsetzung der Fördennaßnah- 
men in Deutschland erfolgt durch die Länder. Für die aktuelle Förderperiode 2014 
bis 2020 sind in keinem der regionalen Entwicklungsprogramme Fördennaßnah- 
men zum Risikomanagement berücksichtigt. Einige andere Mitgliedstaaten der 
EU bieten diese, die Direktzahlungen der 1. Säule ergänzenden Risikoabsiche- 
rungsmaßnahmen, in der 2. Säule an. Allerdings kommt dieser Maßnahme auch 
dort keine große Bedeutung zu. EU-weit werden lediglich rund 1,8 Prozent der 
gesamten Finanzmittel aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die länd- 
liche Entwicklung (ELER) einschließlich der erforderlichen nationalen Kofinan- 
zierung für diese Fördermaßnahmen eingesetzt. 





Mitteleinsatz der Bundesregierung zur kurzfristigen Bekämpfung von Hungersnöten 2013-2015 
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* Der Anteil des AA an den Ausgaben 2013 enthält den vollständigen Mitteleinsatz für humanitäre Hilfe im jeweiligen Land. Da es 2013 keinen entsprechenden 
Datenbankschlüssel gibt, konnte im Rahmen der Kleinen Anfrage der spezifische Mittelanteil für den Kampf gegen Hungersnöte nicht identifiziert werden. 
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